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Siebente Plenarſitzung vom 9 . Mai .

Ein Mitglied begründet in ausführlichem Vortrage den

Antrag :
Die Repräſentation der Landeskirche , reſp. §. 9 der

Beil . B der Unionsurkunde dahin zu erweitern , daß

die Zahl der gewählten weltlichen Mitglieder jener der

gewählten geiſtlichen gleich ſeyn ſolle , ſo daß ſtatt je

vier Diöceſen je zwei einen weltlichen Abgeordneten zu

wählen hätten .

aſſelbe Mitglied ſtellt den weitern Antrag

Die Synode möge in beſondere Erwägung ziehen ,

D

was wohl in Betreff der Wiederherſtellung einer wür —

digen Feier der Sonn - und Feiertage zweckmäßig ſey ,

und wie den Handeltreibenden und Gewerbsleuten ſammt

ihren Gehülfen zu einem Bet - und Ruhetag in der

Woche zu verhelfen ſey , und welche Wünſche deshalb

der hohen Regierung vorzutragen wären

Beide Anträge wurden unterſtützt und erſterer zur Begut —

achtung der erſten und letzterer der zweiten Commiſſion zuge —

wieſen .

Von einem Abgeordneten wurde die Frage aufgeworfen :
Der §. 9 der Kirchenverfaſſung von 1821 ſagt : die

Generalſynode ordnet ihren Geſchäftsgang nach eigenem

Ermeſſen



Die Geſchäftsordnung der Generalſynode von 1834 wurde ,

wie ihr Titel zeigt , ausdrücklich nur für die Synode von 1834

gegeben . Dem von einigen Seiten geäußerten Wunſche einer

ſtabilen Geſchäftsordnung trat die Generalſynode nicht bei ,

weil ſie es nicht für rathſam hielt , künftige Synoden in Re —

gulirung ihrer Hausordnung zu beſchränken , gleichwohl ſtellte

ſie zur Erleichterung der Geſchäftsführung den Antrag auf fol

gende Beſtimmung :

die Geſchäftsordnung der vorhergegangenen Synode gilt

auch für die nachfolgende , ſo lange dieſe keine Aende —

rung beſchließt .

Dieſer Antrag wurde im §. 24 der höchſten Entſchließung vom

26 . Mai 1835 wörtlich genehmigt , unter Hinzufügung der

inclavirten Worte :

„ ( mit Zuſtimmung des landesherrlichen Commiſſärs ) “ .
Durch eine Aeußerung des bei der Sitzung der erſten Com —

miſſion anweſenden Mitglieds des großherzoglichen Oberkirchen —

raths wurden die Glieder dieſer Commiſſion darauf aufmerk —

inclavirten Worten grammatiſch die Auslegung
gegeben werden könne , daß dadurch die Geſchäftsordnung von

1834 eine ſtabile geworden ſey. Eine ſolche Auslegung muß

jedoch für rechtlich unmöglich erachtet werden , weil es rechtlich

unmöglich iſt , die Unionsurkunde in dem §. 9 der Kirchenver —

faſſung von 1821 ohne Zuſtimmung der Generalſynode abzu —

ändern , und weil eine ſolche Abänderung noch weniger möglich
iſt , nachdem die Generalſynode von 1834 ſich auf ' s Beſtimmteſte

gegen die Einführung einer ſtabilen Geſchäftsordnung erklärt

hatte . Dagegen iſt der inclavirte Beiſatz gänzlich unverfäng —

lich , wenn man darin nur die Wahrung des landesherrlichen

Rechts eirca Sacra erblickt , namentlich des Rechts , ſolche An —

ordnungen nicht zuzulaſſen , welche mit dem Staatswohl und

beſtehenden Staatseinrichtungen für unvereinbar erachtet würden .

Zur Aufklärung der erhobenen Zweifel und um beurtheilen

zu können , ob die Generalſynode in dem inclavirten Beiſatze
ſich des §. 24 der höchſten Entſchließung vom 26 . Mai 1835

beruhigen könne , erlaube ich mir daher die Anfrage an den

Herrn Präſidenten der Generalſynode , ob in dem mehrerwähnten
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Beiſatze nur eine Wahrung des landesherrlichen Rechts circa

sacra , oder die Einführung einer ſtabilen Geſchäftsordnung der

Generalſynode beabſichtigt ſey ?

Der Herr Präſident erklärte hierauf : daß er ſich nicht für

berechtigt halte , eine authentiſche Interpretation in dieſem Be

treff zu geben , da der angerufene §. 24 durch höchſte Entſchlie

ßung erlaſſen worden ſey

Seine individuelle Anſicht über die Sache wolle er jedock

dahin ausſprechen : Wenn im §. 9 der Unionsurkunde Beil . B

geſagt ſey , daß die Synode ihre Geſchäfte ſelbſt ordne , ſo ſey

nach der Stellung und dem Princip der Kirchenverfaſſung an

zunehmen , daß die Zuſtimmung zu dieſer Einrichtung von dem

Landesherrn vorbehalten bleiben müſſe . Die Geſchäftsordnung

beziehe ſich nicht allein auf die inneren Verhandlungen der

Generalſynode , ſondern , wie die Verſammlung wiſſe , auch in

einzelnen Punkten , wie z. B. bei der Frage nach Oeffentlich

keit , Druck der Verhandlungen auf äußere Gegenſtände

Was die erſteren betreffe , ſo werde in Beziehung darauf nie

Schwierigkeit bei Zuſtimmung zu einer Abänderung zu beſorgen

ſeyn , da es der Regierung gleichviel ſeyn könne , wie die Synode

ihren innern Geſchäftsgang ordne , z. B. welche Zahl von Mit

gliedern eine Commiſſion bilden ſolle Hinſichtlich der oben

zuletzt genannten Punkte verhalte ſich dieſes ganz anders , und

deshalb müßte , wenn eine Veränderung vorgenommen werden

ſollte , der höchſten Ortes ernannte Präſident die höchſte Ent

ſchließung einholen . Ueberdies halte er dieſen Punkt jetzt für

unpractiſch , immer aber müſſe es feſt ſtehen , daß eine ſolche

Veränderung der Geſchäftsordnung in der Hand der Regie

rung bleibe .

Nach einer kurzen Discuſſion über dieſen Gegenſtand erklärt

die Generalſynode mit 19 Stimmen :

daß man ſich bei dieſer Erklärung des Herrn Präſidenten

beruhigen könne .

( Schluß folgt . )
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